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Unser aktuelles Interview
Ende Januar 1978 tagte im Genfer Sitz der Vereinten Na­
tionen das Menschenrechtskomitee. Die „Neue Justiz“ hatte 
Gelegenheit, dem Berichterstatter der Regierung der DDR, 
Hans Heilborn, Hauptabteilungsleiter im Ministerium der 
Justiz, nach seiner Rückkehr einige Fragen zu stellen:

Worin bestand der Anlaß für die Berichterstattung?

Die DDR hat, wie alle Länder der sozialistischen Staaten­
gemeinschaft, die Internationale Konvention über zivile 
und politische Rechte ratifiziert. Dieser Konvention ge­
hörten mit Stand vom 1. Januar 1978 44 Staaten an. Sie 
enthält einen Katalog von Menschenrechten, die die Mit­
gliedstaaten den Bürgern ihres Landes sowie Staatenlosen 
und Ausländern gewähren. Eine weitere Konvention, von 
der DDR und den anderen sozialistischen Staaten eben­
falls ratifiziert, enthält die wirtschaftlichen, sozialen und 
kulturellen Rechte, die mit den zivilen und politischen 
Rechten als Einheit zu betrachten sind.

Gemäß Art. 28 der erstgenannten Kovention wurde ein 
Komitee gebildet. Es besteht aus 18 Mitgliedern und setzt 
sich aus Staatsbürgern der Teilnehmerstaaten der Koven­
tion mit anerkannter Kompetenz auf dem Gebiete der 
Menschenrechte zusammen. Ihm gehört als namhafter 
Völkerrechtler aus der DDR auch Prof. Dr. Bernhard 
Graefrath an.

Entsprechend Art. 40 der Konvention haben sich die 
Teilnehmerstaaten verpflichtet, Berichte über die Erfüllung 
der Konvention und die von ihnen getroffenen Maßnahmen 
zur Verwirklichung der in ihr enthaltenen Rechte diesem 
Komitee zu übermitteln. Dessen Aufgabe ist es, die Be­
richte zu studieren. Das geschieht in den jeweiligen Sessio­
nen.

Die Januar/Februar-Tagung 1978 war die dritte seit der 
Bildung des Komitees. Auf ihr wurden u. a. die Berichte 
Dänemarks, Schwedens, Norwegens, der CSSR, Großbri­
tanniens und der DDR erörtert. Die Regierungen der be­
richterstattenden Staaten werden gebeten, jeweils einen 
kompetenten Vertreter zu entsenden, der zugleich sachdien­
liche Auskünfte über Einzelfragen geben kann. Auf der 
Tagung hatte ich Gelegenheit, ergänzend zum bereits 
schriftlich vorliegenden Bericht der DDR, in der Einfüh­
rungsrede und in Antworten auf Fragen der Komiteemit­
glieder darzustellen, daß durch Verfassung und Gesetz­
gebung der DDR eine volle Übereinstimmung mit den in 
der Konvention niedergelegten Rechten besteht und worin 
die festen Garantien dafür in unserer sozialistischen Ge­
sellschaft liegen.

Welche Fragen der Komiteemitglieder 
fanden Sie besonders interessant?

Den Leser der „Neuen Justiz“ wird besonders interessieren, 
daß z. B. der Wunsch geäußert wurde, näheren Aufschluß 
über solche gesetzlichen Bestimmungen der DDR zu erhal­
ten, die den Bürgern die in Art. 25 der Konvention nieder­
gelegten Rechte auf Mitwirkung in öffentlichen Ange­
legenheiten ermöglichen. Hier bestand z. B. Gelegenheit, 
die zahlreichen Formen des Mitregierens der Bürger zu 
erläutern, wie sie die sozialistische Demokratie hervorge­
bracht hat und wie sie in unseren Rechtsvorschriften ge­
regelt wurden. Solche Möglichkeiten zur freien Meinungs­
äußerung, wie sie die sozialistische Demokratie bei der 
Erörterung von wichtigen politischen Fragen oder kom­
munalpolitischen Problemen mit den Bürgern selbstver­
ständlich findet, die Diskussion wichtiger Gesetze und der 
Volkswirtschaftspläne schon vor ihrer Verabschiedung, die 
umfassende Teilnahme der Bürger an der Rechtspflege in 
Gestalt der mit vollen richterlichen Rechten ausgestatteten 
Schöffen, die nicht nur an den Verhandlungen teilnehmen, 
sondern zwei Wochen volle richterliche Tätigkeit ausüben, 
die in Art. 7 des Strafgesetzbuchs beschriebenen Garantien 
der Gerechtigkeit und Gesetzlichkeit in der Strafrechtspre­
chung, die Mitwirkung der Werktätigen als Kollektivver­
treter, gesellschaftlicher Ankläger oder Verteidiger und

schließlich die Arbeit der gesellschaftlichen Gerichte als 
eine Form, in der das Volk selbst Recht spricht, sind — wie 
aus den Fragen der Komiteemitglieder zu erkennen war 
— in kapitalistischen Ländern weitgehend unbekannt:

Weitere Fragen betrafen unsere gesetzlichen Regelungen 
zu den in Art. 14 der Konvention niedergelegten Rechten 
eines Angeklagten im Strafverfahren, so das Recht auf 
Verteidigung, das Recht auf unentgeltliche Stellung eines 
Dolmetschers für Unkundige der Gerichtssprache und die 
öffentliche Verkündung des Urteils.' Ich habe dem Komitee 
dargestellt, daß Gesetzgebung und Gerichtspraxis der DDR 
auch bei der Realisierung dieser Rechte weit über das hin­
aus gehen, was die Konvention festlegt. Dazu zählt bei­
spielsweise das Auftreten gesellschaftlicher Verteidiger, das 
Recht der Kollektive, für Angeklagte die Bürgschaft zü 
übernehmen oder auch die Möglichkeiten der Bewährung 
und Wiedergutmachung durch den Rechtsverletzer.

Fragen außerhalb des Gerichtswesens betrafen u. a. die 
Gewährleistung der Rechte und der Gleichberechtigung der 
in der DDR wohnenden ethnischen Minderheit der Sorben, 
die seit Jahrzehnten auf allen Gebieten des politischen 
und gesellschaftlichen Lebens garantiert und vorbildlich 
durchgesetzt sind. Auch Fragen zur Religionsfreiheit wur­
den gestellt, da den Komiteemitgliedern in erheblichem 
Maße unbekannt war, welches rege religiöse Leben unter 
den Gläubigen in der DDR besteht. Ich konnte beispiels­
weise darauf hinweisen, daß in der DDR rund 4 200 evan­
gelische Pfarrer, 1 400 römisch-katholische Priester und 
700 Prediger anderer christlicher Gemeinschaften tätig sind 
und daß regelmäßig 30 theologische und kirchliche Zeitun­
gen, Zeitschriften und Mitteilungsblätter erscheinen.

Welche Bedeutung messen Sie der Berichterstattung bei?

Die Bedeutung besteht u. a. darin, daß festgestellt wurde, 
wie die Deutsche Demokratische Republik die Grundsätze 
der Konvention verwirklicht.

Was der reale Sozialismus in der DDR an zivilen und 
politischen Rechten seinen Bürgern in vorbildlicher Ver­
fassungsverwirklichung garantiert, ist nicht ohne Beispiel­
wirkung auf eine Vielzahl von Ländern.

Das bestätigt aber auch erneut jedem Werktätigen und 
nicht zuletzt jedem Juristen in unserem Staat, welche 
aktuelle Bedeutung der tägliche Kampf um die konse­
quente Verwirklichung der sozialistischen Gesetzlichkeit 
hat.


